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Amtlicher Teil
Bekämpfung der Maul - und Klauenseuche
* * Wie bei früheren Senchengängen tauchen auch jetzt

wieber beim Ausbruch der Maul - und Klauenseuche aller -
orte» Leute auf . die „unfehlbare " oder „mit Sicherheit
wirkende" Mittel zur Verhütung nud Heilung der Seuche
anpreisen und Vertreiben . Dabei wird Vielfach die Be¬
hauptung aufgestellt , die angepriesenen Mittel seien vom
Ministerium des Innern selbst oder von anderen Behör -
*?, < empfohlen . Demgegenüber ist darauf aufmerksam
[U machen, daß derartige Anpreisungen mit größter Vor -
stcht aufzunehmen sind : insbesondere ist zu beachten , daß
eine amtliche Empfehlung solcher Geheimmittel , deren
Wirksamkeit keineswegs durch wissenschaftliche Untersu¬
chungen erwiesen ist, aus naheliegenden Gründen nicht
erfolgt , daß also die Behauptungen , es handle sich um
amtlich empfohlene Mittel , nicht zutreffen .

Durch die Verwendung solcher Mittel werden die Tier -
besitzer erfahrungsgemäß nicht selten veranlaßt , die vorge -
schrieben « Anzeige vom Ausbruch oder vom Verdacht der
Seuche zu unterlassen . Wer aber die Anzeige vom Aus -
treten verdächtiger Erscheinungen oder vom Ausbruch
der Seuche unter seinem Viehbestand unterläßt oder län¬
get als 24 Stunden verzögert , ist strafbar .

Weiter ist zu beachten, daß das Betreten von Stallun -
gen , die wegen Maul - und Klauenseuche gesperrt sind ,
nur den Besitzern , den mit der Wartung und Pflege der
Tiere betrauten Personen und den Tierärzten gestattet
ist . Dagegen ist fremden Personen der Zutritt zu gesperr -
ten Stallungen verboten .

Das Estnische Konsulat in Berlin
Nachdem der bisherige Berweser des Estnischen Gene -

rullousnlats in Berlin , Konsul Ants Timm » sein Amt nieder -
gelegt hat , ist mit Führung der Geschäfte der Behörde zeit -
weilig der estnische 1 . Legationssekretär Jüri Samul betraut
worden .

Deutscher Reichstag
MTB . Berlin , 13. Febr .

Präsident Loebe eröffnete die Sitzung um 2,20 Uhr . Neu
eingetreten ist in den Reichstag der Nachfolger von Bauer , der
AÄg . Ferl -Magdeburg (Soz . )

Die zweite Lesung des Reichshaushaltsplanes wird beim
Reichs« rbeitsministerinm

wiederum fortgesetzt .
Äbg. Koch -Düsseldorf (Dt .Nat .) begründet einen Antrag , derdu' Reichsregierung ersucht , bei der Reichsbahnverwaltung da -

In » zu wirken , daß die weiteren Entlassungen von Arbeitern ,
insbesondere im besetzten Gebiet unterbleiben , daß bereits ab -
ncbaute Beamte , Angestellte und Arbeiter im besetzten Gebietin möglichst weitem Umfange wieder eingestellt werden , daßdie Stillegung oder Einschränkung von Hauptwerkstätten un -
terbleiben .

Staatssekretär Gelb erklärt , daß wegen dieser Dinge be-
reit » mit der Reichsbahn Fühlung genommen worden sei .

Es folgt die Besprechung des Kapitels
Reichsversorgungsamt .

Auf Ausführungen verschiedener Redner stellt
. Ministerialrat Krrschensteiner in Aussicht , daß die hohen
ÄeAeisothebungskosten beim Versoraungsgericht sich im Laufe

Jahres erheblich veringern werden , da mit einer er -
Üblich geringeren Zahl von Rekursen gerechnet werden kann .Das Gericht i>at den Grundsatz aufgestellt , daß der umstrittene
Paragraph 6/8 des Offizierpensionsgesetzes auch heute nochgilt .

Die -,u diese», Thema folgenden Anträge werde, , dem Aus -
sckuß für ttriegsbeschädigtenfragen zur näheren Prüfung über -
wiesen . den einmaligen Ausgaben für Sozialpolitik ,
^ olkswirtsrixrft und Ärbeiterschutz wird vom Ausschuß u . a . die
Vorlesung eines Hausgehilfe, »gesetzes gefordert . Auch Abg ." mu Reitze ( Soz . ) verlangt für die Hausangestellten , eine der

- größten Berussaruppen , ein Arbeitsrecht .Der Antrag Ä och ^Düsseldorf (Dt .Rat .) , der sich gegen Arbei -
terentlasiungen und Stillegungen von Werkstätten richtet , wird
jWWtiitw . Damit ist die zweite Lesung des Haushalts des^ ichsarbeitsministeriums erledigt .

Abg. Schulz -Bromberg (Dt .N . ) beantragt dann den nächsten
^ » nkt der Tagesordnung , den sozialdemokratischen Antrag auf
Verlegung eines Schankstättrngesetzes abzusetzen . Da die Linie
widerspricht , und das Büro sich über die Mehrheitsverhältnisse» >cht einig wird , muß Abstimmung erfolgen . Die Absetzungvon der Tagesordnung wird mit Iii gegen 13t Stimmen be -' blossen .

Auf der Tagesordnung steht dann ein Antrag Becker -Hes -' -» ( DUMM , wonach für die Weine des Jahrgangs 1924 die
«iMkeruiMfrist bis zum 81. März 1925 erstreckt werden soll ,
jp * gleiche Forderung stellt ein Antrag Korell (Dem . ) Die
Antrage wurden angenommen . Das Haus vertagt sich auf
Samstag 1 Uhr . Auf der Tagesordnung stehen Währungs¬swgen „ nd Fragen des besetzten Gebietes .

# Die Sickerbeitskrage
Reichskanzler Dr . Luther hat bei seiner Anwesenheit

in Karlsruhe auch seinerseits klar erkennen lassen, welch
eine große Bedeittnng er und das Reichskabinett der
französischen Politik in der Angelegenheit der sogenannten
Sicherheitsfragc beimessen. Unter keinen Umständen wird
die Reichsregierung , wie Dr . Luther aufs bestimmteste
erklärte , sich den Bestrebungen Frankreichs unterordnen ,
die darauf abzielen , die Sicherhritssrage mit der Räu -
mungssrage zu verkoppeln und sowohl die Räumung der
Kölner Zone , wie die für den 1 . August d . I . zugesicherte
militärische Räumung des Ruhrreviers von der Erledigung
der Sicherheitsfrage abhängig zu machen.

Daß die französische Politik derartige Absichten versolgt ,
unterliegt heute keinem Zweifel mehr . Seit einiger Zeit
ist in Frankreich wieder eine Strömung im Wachsen be-
griffen , die ebenso sehr von nationalistischen Impulsen ,
wie von solchen der Angst hervorgerufen wird . Für uns
ist es schwer, genau zu unterscheiden , wo die Angst auf -
hört , und wo die imperialistische Machtgier beginnt . Zum
mindesten besteht die Wahrscheinlichkeit, daß sehr viele
französische NationaRsM jenes Moment der Angst vor
einer etwaigen deutschen Revanche nur als ein Mittel zum
Zweck benutzen , nämlich als ein Mittel , um die breiteren
Massen der Bevölkerung so für eine schroffe Politik Deutsch-
land gegenüber gewinnen zu können .

Die Angst eines Volkes steht immer im korrespondie -
renden Verhältnis zur Größe seines schlechten Gewissens .
Und dieses schlechte Gewissen sagt den Franzosen stündlich ,
das; sie sich mit ihren Alliierten beim Friedensschluß schwer
an Deutschland vergangen haben . Es ist vielleicht nicht
so sehr die finanzielle Seite des Friedensvertrags , die
auch den vernünftigen Franzosen zu denken gibt , sondern
es sind die Bestimmungen territorialer und militärischer
Art , welche auch in Frankreich als übertrieben und nur
aus einer Stimmung des Siegerübermutes erklärbar be»
trachtet werden .

Wie es aber so oft der Fall ist, hat diese vom schlechten
Gewissen diktierte bessere Einsicht in Frankreich noch kei¬
neswegs den Wunsch zu einer Wiedergutmachung ge-
boren . Im Kegenteil ! Herriot würde , wenn er in
Poincares Bahnen einlenkt , sicherlich den größten Teil der
französischen Bevölkerung für eine nene Auflage der
Sanktionspolitik einfangen können . Ter französische Na -
tionalcharakter neigt ja überhaupt dazu , Regungen des
Gewissens durch eine laute Prcstigepolitik übertäuben
zu helfen .

Liegen die Dinge so in Frankreich , so kann man es gut
verstehen , daß z . Z . gerade die Frage der Entwaffnung
und die sogenannte Sicherheitsfrage die Hauptrolle in
der Politik spielen . Wenn die Franzosen vernünftig wä -
reu , würden sie allerdings anderen Problemen , die wahr -
lich für sie wichtiger sind , die größere Aufmerksamkeit
schenken. Wir meinen damit die Probleme finanzieller
und wirtschaftlicher Natur .

Die Finanzen Frankreichs haben allgemach einen
Stand erreicht , der das Gerede von einem Staatsbank «-
rott beinahe begreiflich erscheinen läßt . Und die Jnsla -
tion hat gerade in den letzten Monaten wieder beängsti -
gen de Fortschritte gemacht . Statt lsier nach dem Rech-
ten zu sehen , gefällt sich die französische Regierungspolitik
in der Behandlung allerlei anderer Fragen , die aller -
dings den einen Vorzug haben , daß sie leichter anzufassen
sind , als das große französisck « Finanz - und Wirtsckasts -
Problem . Von einem enttvafsneteu und militärisch ohn -
mächtigen Deutschland gegenüber diese oder jene Dinge
zu erpressen , ist sicherlich leichter , als eine großzügige
Reacluug jenes Problems . Daß die Frage des Verhält -
nisses zu Deutschland aufs engste mit ihm verknüpft ist ,
ahnen die verständigeren Franzosen sehr wohl , aber sie
bandeln nicht nach dieser Erkenntnis . Nur dann , wenn
endlich einmal ein Znstand wirklichen Friedens zwischen
Deutschland und Frankreich Platz gegriffen hat , wird
auck das französische Finanzproblem eine gute Lösung
finden können .

Bisher konnte ja die französische Politik damit rechnen ,
daß die Alliierten Frankreich weitgehend unterstützen
würden . Jetzt zeigt sich aber , daß England nicht daran
denkt , jenem sranzösischen Versuche, Räumungsfrage und
Sicherheitsfrage zu verkoppeln , zn ',«stimmen . England
will offenbar den Wortlaut des Friedensvertrages genau
beachtet wissen . Und wenn Deutschland jene angeblichen
Verstöße in der Entwaffnungsfrage , mit denen die Hin -

ouszögerung der Räumung der Kölner Zone juristisch
begründet wurde , beseitigt , dann ist nach englischer Auf¬
fassung kein Grund und keine rechtliche Möglichkeit vor¬
handen , um die Räumung der Kölner Zone zu verwei -
gern .

Andererseits ist England nach wie vor nicht bereit ,
einen Allianzvertrag mit Frankreich abzuschließen. Und
zwar vor allem deshalb nicht, weil die Gefahr besteht,
daß England auf Grund eines solchen Vertrages auch in
osteuropäische Händel verstrickt werden könnte . Die öf>
sentliche Meinung in England neigt nämlich der Auf¬
fassung zu , daß der Friedensvertrag von Versailles in
den Punkten , die sich auf die territoriale Regelung im
Osten bezieljen , revidiert »oerden müsse. Jedenfalls will
England sich nickst darauf festlegen , daß diese Bestimmun¬
gen ein für allemal als unabänderlich gelten solle« .
Frankreich wünscht das aber , nnd Polen wünscht es erst
recht.

Vielleicht wird der Völkerbund die Basis abgeben kön-
nen , auf welcher die Frage der Sicherheiten gelöst wird .
Das wird aber in absehbarer Zeit nur dann möglich sein ,
wenn Frankreich dabei lediglich seine eigene Sicherheit
im Auge behält und nicht auch noch die Grenzführungen
im Osten als gesichert anerkannt zn selnn fordert . Die
ganze Frage ist jedenfalls außerordentlich kompliziert .
Wenn sie unter Deutschlands Miwirkung , zu der wir ja
bereit sind , auf dem Wege einer vernünftigen Einigung
geregelt werden kann , nun umso besser. Unter keinen
Umständen aber darf die Auffassung sich durchsetzen , daß
die Erfüllung des Friedensvertrages , d . h. in diesem
Falle die Räumung der Kölner Zone , von der Lösung
der Sicherheitsfrage abhängig gemacht wird . Wir kön-
neu mir hoffen , daß England festbleibt nnd die von
Frankreich angestrebte Verquickung beider Fragen auch
weiterhin strikte ablehnt .

Tie Regierungsbildung in Preußen
Zu den Wen, » Hungen des preußischen MinisterpräsidentenDr . Marx un , die Regier, »igsbildung weiß die „Zeit " zumelden , daß Dr . Marx auf Grund »veitcrer Besprechungen im

Laufe des gestrigen Nachmittags zu der Überzeugung gelangt
sei , daß die Bildung eine ? Kabinetts der Bolksgrmeinschaft
nicht durchführbar sei . Er sei deshalb zu dem Plane zurück -
gekehrt , ein Kabinett aus Zentrum , Demokraten ,„ ,d Sozial¬demokraten zu bilden . Nach der Bildung des Kabinetts werde
Dr . Marx die Verbindung mit den anderen Parteien wieder
aufnehmen , um festzustellen , welche Haltung die einzelnen
Fraktionen zu einer solchen Regierung einnehmen werden .

Ter Abbau beim Auswärtigen Amt
Im HanShaltsausschuß des Reichstages kam am Freilag derEtat deS Auswärtigen Amtes zur Behandlung . Reichsauheu -

minister Dr . Stresemann führte dabei u . a . aus :
Durch Vereinfachung des inneren Ausbaus des AuswärtigenAmte » haben wir einen wesentlichen Abbau des AuswärtigenAmtes herbeigeführt . Wir haben das Auswärtige Amt seit

Oktober 1923 um 74 Beamte und um 270 Augestellte verrin -
gert . Wir schlagen Ihnen im vorliegenden Etat einen weite -
ren Abbau von annähernd 1<X> Personen vor , so daß also der
Abbau im Auswärtigen Amte etwa 26 Prozent des Etats ge-
gen 1923 beträgt . Bei Abbau unseres auswärtigen Dienstes
sind wir in der Sorge um unsere Finanzen bereits zn »seit
gegangen . Wir hatten vor dem Kriege 34 Generalkonsulate
und 99 Konsulate . Jetzt haben wir nur 29 Generalkonsulate
u, »d 34 Konsulate . En -gland unterhält in Deutschland 13 Be -
russkonsulate . Wir haben in England zwei . Die Vereinigte »
Staaten haben in Deutschland 14 Berufskonsulate , wir in den
Vereinigten Staaten nur vier . Die politischen Beziehungen zuvielen Staaten fangen erst jetzt an , sich wieder zu entwickeln .
Unser Handelsvertragssystem ist, nachdem wir am 19. Januar
die handelspolitische Handelsfreiheit zurückerlangt haben , völ-
lig neu auszubauen . Die Gesamtausgaben des ganzen aus -
wältigen Dienstes , einschließlich deS Auswärtigen Amte ?, be-
tragen z Zt . 43 Millionen Mark , davon sind 13 Millionen
Mark durch eigne Einnahmen gedeckt . Also nicht Abbau , son¬
dern Ausbau unseres auswärtigen Dienstes muß die Richtung
seiu .^ in der wir in den nächsten Jahren marschieren .

Der Beleidignugsprozetz der Holzftrma
Gebr . Himmclsbach

pegen den Herausgeber des „ Holzmarktes "
, Fernbach , wurde

tceitag
abend das Urteil gefällt . Fernbach wurde , wie auS

erlin gemeldet wird , freigesprochen. — In der Urteilsbegrün¬
dung h^ ißt es , daß von irgend welchen großen Gewinnen nicht
die RÄ >e sein könne , daß aber bei der Fallung von Hölzern ,
die den Staatsforsten gehörten , die Firma auf keinen Fall
hätte auf eigene Faust handeln dürfen , ohne die Zustimmung
der beteiligten Regierungen einzuholen . Durch ihr viel zu
forsches Vorgehen habe die Firma Öiminelsbach dazu beige -
tragen , die Qualität des deutschen Waldes erheblich zu ver .
schlechter« . Von einer formalen Beleidigung könne nicht ge-
sprachen werden ; deshalb müsse Fernbach der volle Schutz des
§ 93 zugebilligt werden . Die Kosten des Verfahren ? wurden
dem Privatkläger auferlegt . .

Mit der Beilage : 12. öffentliche Sitzung über die Verhandlungen des Badischen Landtags



Die Äntersucdung der / inanzsMren
Im preußische« Untersuchungsausschuß

erklärte der Kommunist Stolt mit Bezug auf den Zwischenfall
am DonnerSlag , daß die Geschäftsordnung des preußischen
Landtages keine Handhabe gebe, einen Abgeordneten lediglich
wegen feiner Auffassung auszuschließen . Die Kommunisten
des Landtages würden sich auch durch die Polizei nicht hin -
dern lassen , ihrer Meinung über diese Art der Untersuchung
auszudrücken .

Es wird dann in die Vernehmung des Finanzministers
a . D . Richter eingetreten , wobei auch der Präsident und
einige Angehörige der Staatsbank zugegen sind . Der Zeuge
erklärt , als Finanzmintster habe er nur einmal einen Empseh -
lungsbrief zu Gunsten des Abg . Heilmann an den Präsiden -
ten der Staatsbank , Schröder , gerichtet . Selbstverständlich
habe er in der Empfehlung für Heilmann sachlich nicht Stel -
lung genommen zu dem, was Heilmann vom Staatsbankprä -
sidenten wollte . — Der Vorsitzende verliest ein Schreiben
Heilmanns , in dem dieser den Minister bittet , seinen Freund
Julius Barmat dem neuen Präsidenten der Staatsbank zu
empfehlen . Richter erklärt dazu , abgesehen von Heilmann
habe er niemals mit irgendeiner politischen Persönlichkeit
über Kutisker und Barmat gesprochen .

Eine Frage des deutschnationalen Abg . Deerberg beantwor -
tete Staatsbankpräsident Schröder dahin , daß er das Emp -
fehlungsschreiben des Finanzministers Richter als reine Höf -
lichkeit aufgefaßt habe . Es sei in keiner Weise kausal gewc -
sen . — Es folgte die Vernehmung des Zeugen Geheimrat
Hiekmann . des Vorsitzenden des Aufsichtsrates der Altlederver -
Wertungsstelle . Er sagte aus , daß die Firma Kutisker im
Jahre 1920 erstmals als Käufer von Heeresmaterial aufge -
treten fei . ES hätten sich Beanstandungen ergeben und
schließlich hätte Kutisker alle Forderungen auf Grund von
Vergleichsverhandlungen bezahlt . — Hierauf wurde die Woh -
« ungSbeschaffung für Barmat besprochen. Der Vorsitzende
verlas dazu zunächst einen Brief des Oberpräsidenten an den
Minister . Nach Ansicht deS Oberpräsidenten ist in der Woh -
nungSangelegenhen seitens der zuständigen Behörden ord -
nungswidrig verfahren worden .

Im UntersunchungSausschuß des Reichstags
erklärte am Freitag Botschafter v. Maltzahn , als Legationsrat
in Amsterdam habe er in einem Telegramm vom 23 . Dezem¬
ber 1918 vor Barmat gewarnt . Als v . Maltzahn dann Mini -
sterialdirektor im Auswärtigen Amt wurde , verwandte sich der
Abg . Stückle » bei ihm für die Einreise einer Schwester Bar -
mats , was aber Maltzahn ablehnte . Der Zeuge erklärte wei -
ter , er habe gehört , Barmat sei als ganz armer Flüchtling
aus der Ukraine nach Holland gekommen , wo er d nn Bank -
Geschäfte betrieb . Barmat habe von den schlechten Auskünften
über ihn an das Auswärtige Amt in der Regel unverzüglich
Mitteilung erhalten . Er habe telephonische Verbindungen
mit dem Auswärtigen Amt gehabt und sei über alle Maß -
nahmen bester orientiert gewesen als die Gesandtschaft in
Amsterdam ^Bewegung ) .

Auf die Frage Dr . Rosenbergs erklärte der Vorsitzende , aus
den Akten des Amsterdamer Generalkonsulats gehe nicht her -
vor , daß auf Veranlassung des Reichspräsidenten das Visum
für Julius Barmat erteilt worden sei. Am 23 . September .
findet sich in den Akten des Auswärtigen Amtes eine gerade -
zu vernichtende Kritik an der Geschäftstätigkeit Barmats . Wei -
ter verlas der Vorsitzende aus den Akten ein Schreiben Her -
mann Müllers an Sic Gesandtschaft im Haag über eine Be -
schwerde des Abg . Heilmann darüber , daß Barmat Grenz -
Schwierigkeiten gemacht würden . 1920 fragte Bauer im Er -
nährungsministerium bei Dr . Hermes an , was gegen Barmat
vorliege , da sich das Ministerium weigere , weiter mit diesem
in Verbindung zu treten . Bauer sprach dann auch persönlich
in » Auswärtigen Amt vor , um sich für ein Dauervisum sür
Barmat zu verwenden . Das Generalkonsulat in Amsterdam
wurde zu einem neuen Bericht aufgefordert , erwiderte aber ,
daß alle Auskunfteien sich weigerten eine schriftliche Antwort
zu geben , da sie geschäftliche Schädigungen fürchteten . Von
einer amtlichen holliindssHen Stelle sei die Antwort auf die
Krage gegeben worden , wer die Persönlichkeiten seien , die
trotzdem noch mit Barmat Geschäfte machten . <Das betref -
sende Schreiben wurde verlesen , darf aber , weil vertraulich ,
nicht wiedergegeben werden . ) . Am 14. Januar 1920 richtete
Bauer ein Empfehlungsschreiben für die Einreise Barmat -
scher Familienmitglieder an das Auswärtige Amt .

Auf die Frage , ob v . Maltzahn nicht bekannt fei, daß außer
Bauer noch andere „ Gönner " Barmats vorhanden seien , ant -
ivortete v. Maltzahn : Meines Wissens wurden genannt in er -
ster Linie Staatssekretär Töpfer , in zweiter Linie Noske und
Scheidemann und wie ich glaube auch Hirsch. Das kann ich
aber nicht auf meinen Eid nehmen . Barmat habe ihn auch
aufgefordert , in feinem Haufe zu Verkehren , weil er dort mit
prominenten Persönlichkeiten der neuen Regierung Fühlung
bekommen würde . Hierbei seien Scheidemann , Noske und
Hirsch gewesen . *

Reichskanzler a . D . Bauer hat an den Bezirksvorstand Ber -
lin der sozialdemokratischen Partei , laut „Vorwärts ", ein
Schreiben gerichtet , in welchem er unter Bezugnahme auf den
Beschluß des engeren Vorstandes , der den Ausschluß Bauers
aus der Partei empfiehlt , erklärt , daß der ini „ Berl . Lokal -
anzeigen " veröffentlichte Ämexima - Brief nicht den Tatsachen
entspreche. Er wollte den Beweis führen , daß der Brief in
keinem Punkte zutreffe und bitte daher , dem Beschluß auf
seinen Austritt aus der Partei einstweilen nicht zuzustimmen .

Der sozialdemokratische Parteivorstand hat auf Montag und
Dienstag den Parteiausschuß znr Besprechung der politischen
Lage nach Berlin einberufen .

*
Räch einem Bericht der „B . Z . am Mittag " hat die staats -

anwaltliche Untersuchung in der Affäre Barmat —Seehand -
lung ein Material ergeben , das die Einleitung eines Ermit -
telungSverfahrens gegen den Polizeipräsidenten Richter not-
wendig erscheinen ließ . Dieses Verfahren ist bereits eröffnet
worden . Zu seiner Durchführung müßte , wegen der amtlichen
Eigenschaft des Polizeipräsidenten , dieser entweder sein Amt
niederlegen , oder sich für die Dauer der Untersuchung beur -
tauben lassen . Nach einer Unterredung zwischen dem preußi -
schen Innenminister Severing und Richter ist diese Beurlau -
dnng mit sofortiger Wirkung genehmigt worden .

Der amtliche Preußische Pressedienst teilt jedoch mit , daß es
nicht zutrifft , daß gegen den Polizeipräsidenten Richter ein
Haftbefehl erlassen oder seine Festnahme angeordnet worden
ist . Der Privatsekretiir des Polizeipräsidenten , der beim Po -
lizeipräsidium auf Privatdienstvertrag angestellt ist, hat sein
Entlaffungsgesuch eingereichk . Diesem Gesuch ist nach einer
Mitteilung des . Berl . Lokalanzeigers "

stattgegeben worden .
*

Ein Betrüger batle in Berlin wiederholt versucht , von derGattin des ehemaligen Neichspostministers Dr . Höfle Geldbe¬
träge zuerpressen . Er hatte ihr gegen Entgelt Material an .
geboten , das sür den Minister angeblich entlastend sein sollte .Es war ihm bereits gelungen . 180 Mark von Frau Höfle zuerpreffen . Bei einem erneuten Versuche, wurde der Betrügervon der Polizei festgenommen .

Tentsch -rumSnischer Konflikt
Die »Deutsche Allg . Ztg . " bringt Angaben über die rumä »

nischen Reparationsforderungen an Deutschland . Der rumä -
nifche Finanzminister habe gegenüber Pressevertretern sein
Erstaunen darüber ausgedrückt , daß die deutsch« Regierungin ihrer ketzten Note die Berechtigung der rumänischen gor -
derungen an Deutschland bestritten ' habe . Bratianu drohte , daß
Deutschland sich rumänischen Repressalien aussetzen werde .
Bei den rumänischen Fordnrungen handelt es sich teils um
Rückerstattungsansprüche aus Art . 238 des Bersailler Ver »
träges . Ferner handelt es sich um Ansprüche aus Rückerstat -
tungen von Leistungen , die Deutschland auf Grund des Buka -
rester Vertrages von Rumänien erhielt . In der Frage der von
den Zentralmächen während , des Krieges in Rumänien ans -
gegebenen Banknoten legt der Verfailler Vertrag Deutschland
keine besonderen Verpflichtungen auf . Der rumänische An -
spruch ist daher von deutscher Seite niemals anerkannt wor -
den . Trotzdem hat die deutsch« Regierung mit der rumänischen
Regierung über event . Rückgabe der bei der Reichsbahn in
Berlin beftndlichen Papierdeckung der rumänischen Banknoten
an Rumänien gegen gewisse Zugeständnisse aus anderen Ge -
bieten mehrmals zu verhandeln versucht . Die Verhandlungen
konnte » jedoch zu keinem Ergebnis geführt werden , da sie
angesichts der Höhe der rumänischen Forderungen aussichtslos
erschienen und Rumänien die Erstattung des Goldwertes der
Noten fordert . Die rumänischen Gesamtforderungen für die
Kriegsschäden in Höhe von 31 Milliarden Goldlei sind höher
als das gesamte rumänische Nationalvermögen vor dem Kriege ,das von den rumänischen Oekonomen auf 20 Milliarden Gold -
lei beziffert wurde . Spezialschuld kann es nach deutscher Auf -
fassung nicht geben , da der Verfailler Vertrag alle Forderun -
gen aus dem Kriege abschließend regelt . Den angedrohten
Repressalien braucht Deutschland nicht mit allzu großer Be -
sorgnis entgegensehen , da sie Rumänien mindestens ebenso
schaden würden wie Deutschland . — Wie das Blatt zuverlässig
erfährt , hat die deutsche Regierung Rumänien mitgeteilt , daß
sie beabsichtige , die Rrparationskommission mit der Frage zu
befassen .

Der Reichskanzler ist Freitag nachmittag aus Dortmund
nach Berlin zurückgekehrt. Nach der Rückkehr Luthers am
Freitagfand eine KabinettSsitzung statt . Insbesondere soll jtber
die wirtschaftlichen Verhandlungen mit Frankreich und Jta -
lien und über die Denkschrift über dir Nuhrkrcdite verhandelt
worden sein . Die Blätter rechnen damit , daß vielleicht
am Dienstag die Veröffentlichung der Denkschrift er-
folgen werde . Am heutigen Samstag abend wird
der Reichskanzler sich zum Besuche Ostpreußens nach Königs -
berg begeben , von wo aus er am Dienstag früh nach Berlin
zurückkehren wird . Der Besuch des Reichskanzlers bei der
sächsischen Staatsregierung ist für die zweite Hälfte des Mo -
natS Februar oder Anfang März in Aussicht genommen .

Hiurze INscvrickten

Die Indexziffern . Die auf den Stichtag vom Mittwoch , den
11 . Februar berechnete Grohhandelsindezzisser des Statisti »
schen Reichsamtes ist gegen die Vorwoche ( 136,7 ) um 0,5 Proz .auf 136 zurückgeKariHen. Die Reichsindexziffer für die Lebens -
Haltungskosten für Mittwoch , den 11 . Februar hat sich nach den
Feststellungen des Stat . Reichsamts mit 122,1 gegenüber der
Vorwoche ( 124,8 ) nur wenig verändert .

Die Berufungsverhandlung im Magdeburger Prozeß . DerTermin für den Beginn des Prozesses gegen Röthardt ist nacheiner Mitteilung der Verteidigung Rothardts aus deren An -
trag von der Ersten Strafkammer auf den 10 . März verlegtworden .

Die Behandlung deutscher Angestellter in der Schweiz . Die
deutschnationale Reichstagsfraktion brachte eine kleine Anfrageein , in der sie unter Hinweis darauf , daß die Baseler Behör -
den die Arbeitsaufnahme deutscher Angestellter in Basel rück-
sichtZloS verweigern , an die Reichsregierung die Frage richtet ,ob sie bereit fei , Maßnahmen zu treffen , damit die Gesuche um
Arbeitsbewilligung für schweizerische Angestellte in Deutschland
ebenso behandelt werden , wie es in Basel geschieht .

Die Regierungsbildung in Hessen. Die demokratische Frak-
tion des hessischen Landtages hat eine Mitteilung versandt ,in der sie es für richtig hält , den Weg der Koalitionserwei -
terung nach Recht? zu versuchen . Die Fraktion ladet sowohldie »Deutsche Volkspartei als auch die Demokratische Regie -
rung ein , darüber schlüssig zu werden , ob sie grundsätzlich be -
r« t sind, über eine aus Sozialdemokraten , Demokraten , Jen -
trum und Deutsche Volkspartei bestehende Regierung zu ver -
handeln .

Die Arbeitszeit im rheinischen Bergbau . Wie die „Rhei -
nisch - Westfälische Zeitung " aus Essen berichtet , haben sowohl
der Zechenverband , als auch die Bergarbeiterorganisation den
Schiedsspruch ftir das Überarbeitszeitabkoinmen im Bergbau
abgelehnt .

Auf den Kaligruben in Elsaß - Lothringen ist eine neue
Lohnbewegung entstanden .

Autonomie sür Südwestafrika . In der bei Eröffnung des
südafrikanischen Parlaments gehaltenen Thronrede wurde des
Gesetzentwurses betreffend Errichtung der Selbftregiernng in
Südwestasrika und des Gesetzentwurfes betreffend der Schaf -
fting einer südafrikanischen Flagge Erwähnung getan .

Teuerungskundgebungen in Prag . Gelegentlich konimunisti -
scher Demonstrationen gegen die Teuerung kam es in Prag zu
heftigen Zusammenstößen zwischen der Polizei und Demon -
stranten . Hierbei fielen Schüsse . Auf beiden Seiten gab eS
Verletzte .

Für eine internationale WährnngSkonserenz hat sich nach
einem Funkspruch auS Washington der Senatsausschuß aus -
gesprochen , der sich mit der Prüfung der dieMbrigen Lage
des Gold - und Silbermarktes beschäftigte . Der ^Ausfchußbe -
richt führt aus , daß unverzüglich Maßnahmen zu einer um -
fangreichen Währungsreform getroffen werden müßten , und
daß zur Erziehung eines befriedigten Ergebnisses die Mitarbeit
der verschiedenen Nationen unerläßlich fei.

Ein politischer Mord in Zofia . Prof . Nikolas Mileff , Di -
rektor der Zeitung „ Slovo " und Abgeordneter der bulgarischen
Aiegierungsinehrheit , wurde Freitag abend 8 Uhr in Sofia
von drei Personen auf der Straße ermordet . Sie gaben aus
nächster Nähe Revolverschüsse auf ihn ab . Die Mörder sind
noch nicht verhaftet . Man nimmt — wie die .. Bulg . Telegr .-
Agentur " berichtet — an , daß es Bolschewiften find , da Mileff
einen offene » Feldzug gegen den Bolschewismus führt « . —

Der Mörder von Kairo ermittelt . Der Student der Rechte
Anaqad , gestand, wie aus Kairo gemeldet wird , an der Ermor .
dung des Sirdas am 19, November beteiligt gewesen zu sein .
Er gab auch die Rainen der übrige « Beteiligten , einschließlich
dem seines Brudes , an . Beide Brüder waren am 31. Januar
1925 in dem Zuge von Alexandria » ach Hamman verhaftet
worden .

Badischer Teil
Die Donauversickerung im Landtag

Am gestrige » Freitag legten im Haushaltsausschuh de»
Landtages Finanzminister Dr . Köhler und Präsident Dr.Paul die derzeitige Sachlage in dieser Angelegenheit wie
folgt dar :

»Es ist bekannt , daß die Donau auf der Strecke von
Jmmendingen bis unterhalb Fridingen den Weiß -Jura '
durchbricht und daß dort an verschiedenen Stellen , namenj.
lich bei Jmmendingen (auf badischen: Gebiet ) und bei
Fridingen (auf lyürttembergifchen Mebiet ) Flußwasser
versinkt , das , wie Salzungs - und Färbungsversuche er-
geben haben , zum großen Teil in der Aachquelle tofebci
zinn Vorschein kommt . i

Schon seit Jahrzehnten wünscht Württemberg , daß Vor -
sorge getroffen wird , daß wenigstens zu wasserarmer Zeit
eine gewisse Wassermenge bei Jmmendingen nicht versinkt ,
sondern im Dionaubette weiterfließt ; das Verlangen wo ,
namentlich mit den sanitären Verhältnissen der Stadt
Tuttlingen begründet , der es in trockener Zeit an einen ,
geeigneten Vorfluter für allerhand Abwässer gebrach.
Daneben wurde die Frage erörtert , ob Württemberg die
Versinkungslöcher bei Fridingen künstlich schließen dürfe .

Beide Maßnahmen haben natürlich zur Folge , daß
diejenigen badischen Werk - und sonstige Besitzer , insbe-
sondere an der Aach, die das versinkende Donauwasser
ausnutzen , geschädigt werden .

Trotzdem hat sich die badische Regierung namentlich
im Hinblick aus die sanitären Zustände in Tuttlingen
gegenüber den württembergischen Wünschen nicht schlecht-
hin ablehnend verhalten .

Im März 1924 war der Stand der Verhandlungen
im wesentlichen folgender :

Baden erklärte sich grundsätzlich damit einverstanden ,
daß in den Zeiten , in welchen der Wasserzuflutz aus der
Donau von Jmmendingen nach Tuttlingen vollständig
unterbrochen ist , eine Menge von 259 Liter in der St -
künde um die Versinkungsstellen unterhalb Jmmendingen
künstlich umgeleitet werden — vorbehaltlich der Entschä-
digung der Wasserausbeutungsberechtigten an der Aach .
Dagegen sollte sich die württembergische Regierung ver-
pslichten . an den Versinkungsstellen auf württembergischen
Gebiet , insbesonere bei Fridingen , Änderungen weder
vorzunehmen noch zuzulassen . Nur für den Fall , dich
künftighin eine wesentliche Zunahme des auf württem -
bergischem Gebiet versinkenden Donauwassers festgestellt
werden sollte , behielt sich die württembergische Regierung
vor , deren Minderung durch technische Maßnahmen her-
beizuführen , soweit nicht in diesen, Falle über die bei
Fnimendingen umzuleitenden Wassermengen zwischen
Baden und Württemberg eine neue Vereinbarung getrof-
fenwird .

Eilte Einigung darüber , wer die Entschädifinrig der
Aachinteressenten aufbringen soll, wurde jedoch bis Früh -
jähr 1914 nicht erzielt , da Württemberg sich weigerte , den
vollen Betrag zu zahlen , Baden aber nach Sachlage keinen
Anlaß hatte , auch noch Geldopfer zu bringen .

Weitere Verhandlungen haben während des Krieges
und in den ersten Jahren nach dem Kriege nicht statte -
snnden . Erst im letzten Jahre wurden sie auf Wunsch
Württembergs erneut aufgenommen . Dabei zeigte sich
bald , daß die Verhandlungsgrundlage sich völlig versch»-
bcn hatte . Es ist jetzt nicht mehr von den sanitären Zu-
ständen der Stadt Tuttlingen die Rede , die inzwischen
auf andere Art geschützt wurden , sondern Württemberg ,
dem sich nunmehr auch Preußen (für Hohenzollern ) nno
Bayern angeschlossen haben , wünschen die Lage der Wasser-
krastwerke an der Donau zu verbessern . Es werden die
Interessen der Werkbesitzer der Donau an einex reicheren !
Wasserführung dieses Flusses gegen die Interessen der 1
Aachwerkbesitzer ausgespielt . Die Verhandlungen hter- ?
über sind bis jetzt über kommissarische Erörterung dieses
Problems nicht hinausgediehen , die beiderseitigen Re- ;
gierungen haben also hierzu auch noch keine Stellung ge»
nommen . <

Die Erörterung dieses Punktes muß aber zurzeit schon
aus einem anderen — recht peinlichen — Grunde fallen
gelassen werden .

In Fridingen ist in den letzten Jahren von dem Ge-
meindoverband Tuttlingen ein Kraftwerk gebaut worden,
das das Betriebswasser oberhalb der Versinkungsstellender Donau entnimmt und erst unterhalb derselben dem
Fluhbette wieder zuführt . Dieser Betrieb hat natürlich
die Wirkung , daß den Versinkungsstellen und damit der
Aach Wasser entzogen wird . In dem Verleihungsv ?k'
fahre : : haben die Aachinteressenten Einsprache erhoben
und die bad . Regierung hat ihre Zustimmung zur Ver- .
leihung davon abhängig gemacht , daß Dvnauwasser in
dem bisherigen Umfang den Versinkungsstellen zugeführtwerde .

Was hat nun die württembergische Regierung getan? -
Sie hat , ohne hierüber mit der bad . Regierung irgend-
wie ins Benehmen zu treten , anfangs November 1 ^ 4
sie Versinkungslöcher bei Fridingen künstlich geschlossen»

will damit erreichen , daß die Einsprachen gegen !)<1-
Fridinger Werk gegenstandslos werden , da nunmehr »>$
mehr das Werk an dem Wasserentzug schuldig sei , und
gleichzeitig das alte Ziel , daß sämtliches Wasser der Don« >
erhalten bleibt , verwirklichen . Tiefe Maßnahme ist umso
überraschender , als die Frage der Donauversinkung
Jmmendingen und Fridingen immer , wie ja auch aus dein' rüher Gesagten hervorgeht , als ein einheitliches
behandelt wurde , und der Auftrag , die Löcher zu schließt '
zu einer Zeit erging , alö neue Verhandlungen mit Bade>
bereits eingeleitet waren .



Man kann bezweifeln, ob die württembergische Regie¬
rung in gleicher Weise vorgehen hriir.bc, wenn die Aach
zufällig zu Württemberg statt zu Baden gehören würde ;
man sollte meinen, Mischen zwei deutschen Nachbarstaaten
sollte man bei dergleichen Jnteressenkonflikten die Inter¬
essenten des Nachbarlandes so behandeln, als ^ hörten sie
zum eigenen Lande. Das ist auch der Standpunkt , den
Kaden in solchen Angelegenheiten auch anderwärts der-
tritt , die Gegenseitigkeitnatürlich vorausgesetzt.

Eins scheint aber sicher zu sein . Wenn Württemberg
berechtigt ist, durch künstliche Maßnahmen der Aach das
ihr auf natürlichem Wege zufließende Wasser zu entziehen,
Hann ist Baden auch berechtigt , über das Wasser der Donau
auf badischem Gebiet ohne Rücksicht auf die Unterlieger
nach Belieben zu verfügen. Ob man sich in Württemberg
dieser Konsequenz klar ist ? Es ist jedenfalls ein voll-
kommener Widerspruch , wenn Württemberg einerseits sich
für befugt erachtet , .dem Unterlieger das Wasser zu ent-
ziehen , andererseits aber behauptet, Baden sei als Ob?r-
lieger verpflichtet , dafür zu sorgen , daß das Donauwasser
in der Donau verbleibe und nicht der Aach zufließe.

Ob angesichts dieser merkwürdigen Haltung Württem¬
bergs weitere Verhandlungen wegen der Donauversin -
kungsfrage und anderer wasserwirtschaftlichen Interessen
Württembergs noch einen Zweck haben, kann füglich be-
zweifelt werden. Für Baden liegt eine Notwendigkeit
nicht vor.

"
Diese Stellungnahme des Finanzministers fand die

einhellige Billigung des Haushaltsausschusses.

Badis<Der Landtag
Öffentliche LandtagSfitzung

Die Tagesordnung der am nächsten Mittwoch, 18. Februar
1825 , nachm . 4.30 Uhr stattfindenden Plenarsitzung lautet :

I . Beantwortung kurzer Anfragen .
II . Abstimmung über den Antrag Weißhaupt u . Gen . , Ein -

fuhr von Zuchtvieh aus dem Ausland und die Förderung der
Jnlandszucht .

III . Begründung und Beantwortung der Förmlichen Anfra -
gen der Abgeordneten

1. Martin und Gen . , daS Kindererholungsheim bezw . den
Truppenübungsplatz Heuberg betr.
und damit in Verbindung :
Mündlicher Bericht des Haushaltsausschusses und Beratung
über die Anträge der Abgeordneten

s . Dr . Matte ? u . Gen ., die Zuführung des ehem. Truppen -
Übungsplatzes Heuberg seiner früheren Zweckbestimmungbetr .

b. Martin u . Gen . , die Wiederzuteilung des ehem. Truppen -
Übungsplatzes Heuberg zum Landesfinanzamt Karlsruhebetr .

c. Straub u . Gen ., Erhaltung des Kindererholungsheims
Heuberg,

6 . Martin u . Gen ., Verpachtung de? ehem . TruppenübungS -
Platzes Heuberg,

e . Duffner u . Gen . , Wiederzuteilung des ehem. Truppen -
Übungsplatzes Heuberg zum Landesfinanzamt Karlsruhe
und Verwendung desselben als Manövergelände neben
Kindererholungsheim.

Berichterstatter Abg. Freidhof ;
2. Schmidt-Bretten u. Gen. , Verbot deS « SüddeutschenVolksblatts" und Verbot der Verbreitung deS «KarlsruherVolksblatts" im Bezirk Bretten ;
3. Wöber u . Gen ., Schutz der Rechte und des öffentlichen

Ansehens der Beamten ;
4. Weber u . Gen . , Einmischung der Presseabteilung der ba¬

dischen Staatsregierung in die private Angelegenheit eines
Reichsbeamten;

5. Ziegelmaier -Oberkirch , Vertrieb und Wasserverfrachtung
der Ruhrkohle für Süddeutschland ;

6. a . Wittemann und Gen .,d. Dr . Hanemann und Gen .,das Schluchseewerk betr.
IV . Mündlicher Bericht des HaushaltsauSschusses und Bera -

tung über die Anträge der Abgeordneten
» . Fischer -Meißenheim u . Gen . , Gebäudesondersteuer ;
d . Dr . Mattes u . Gen . , Unterlassung der Erhebung der Ge¬

bäudesondersteuer für da ? Rechnungsjahr 1924/25 mit
Wirkung vom 1 . Dezember 1924 .

c . Rüger u . Gen ., Änderung des Gesetzes über eine außer -
ordentliche Steuer von den bebauten Grundstücken (Ge-
bäudesondersteuergesetz) vom L. Juli 1924 .

Berichterstatter Abg . Rückert .

Der Haushaltsausschuß und die Kirchensteuer
In der Zentrumspresse wird berichtet : Der erste Gegen »

stand , der am Dienstag im HaushaltsauSschuß zur Ver -
Handlung vorlag , war ein Antrag deS Abgeordneten Dr . Mat -
tes (D . VolkSpt . ) auf Abänderung der Kirchensteuererhebung .Er verlangte , daß die Kirchensteuer ein Fünftel der Einkom -
mens -, bezw . Grund - und Gewerbesteuer nicht übersteigen
dürfe . Wo dies der Fall sei , soll die Kirchensteuer nicht er -
hoben , bzw . wo sie schon erHoden sei, verrechnet werden aufdas nächste Steuerjahr . Der Antragsteller verbreitete sich
zunächst in allgemeinen Ausführungen über die Kirchen -
steuer und wurde deshalb vom Vorsitzenden unterbrochen , da
sich all diese Dinge nicht auf den eigentlichen Antrag bezö -
gen .

Der Regierungsvertreter Ministerialrat Dr . Huber gabd>e Erklärung ab , es scheine, daß Dr . Mattes nicht eine Be -
Handlung seines Antrages wolle , sondern eine AufklärungUber die derzeitige Veranlagung der Kirchensteuer über -
Haupt . Der Antrag könnte gar nicht verhandelt werden ,denn die Festsetzung der Kirchensteuer stehe dem Kirchenpar -
Piment zu . Der Landtag könne höchstens den Artikel 14 deS
Kirchensteuergesetzes ändern . In die Festsetzung der Steuer
habe der Landtag nicht hineinzureden , sofern die gesetzlichen
^ kstimmungen eingehalten würden , und das sei geschehen .
Technisch sei auch gar nichts mehr zu machen , da in jedem
Einzelfalle durch das Landesfinanzamt festgestellt werden
müßte , was der einzelne schuldet .

Damit war eine für den Antragsteller höchst peinliche St -
tuotion aus dem Wege geräumt . Man sieht daraus , daß auchdas Antragftellen im - Landtag sehr ' wohl verstanden seinwill .

Ter Finaitzausgleich und die Länder
Im Haushaltsausschuß gab Finanzminister Dr . . Köhler

einen Bericht über die Verhandlungen in Berlind über den
Finanzausgleich . Zunächst legte er die bereits in der Pressebekannt gegebene Stellung der Länder -Jinanzminister dar ,um hierauf die Haltung des ReichSfinanzministerS in Ber¬lin auseinanderzusetzen . Darnach müßten bis 1 . April drei
Fragen gelöst werden : 1 . die Aufwertung , 2. Finanzausgleich
und 3. die Gestaltung der Steuergesetze . Nach AuffassungdeS Reichsfinanzministeriums könnten deshalb die Forderun -
gen der Länder nicht erfüllt werden. Die Parteiführer des
Reichstages hätten wenige Stunden vorher erklärt , die end-
gültige Lösung der Aufwertungsfrage müsse erfolgen . Der
ReichSfinanzmmister betonte , es müsse die Aufwertung er-
folgen im Zusammenhang mit der Finanzlage . Von weit-

6 Mark . Ablösungsscheine werden nur im Betrage von
mindestens 60 Mark ausgegeben. Bei der Sparprämie sollen
an Stelle von 100 Mark nur 2 .50 Mark gesetzt werden.
Eine Verzinsung könne erst erfolgen nach Ablösung der
Reparationsverpflichtungen . Eine Ablösungsrente für die
Besitzer von solchen Papieren , welche bis 19A in dauerndem
Besitz waren , auf drei Jahre hinaus in Höhe von 2.50 Mk.
auf 1000 Mark sei vorgesehen . Der Reichsfinanzminister
verlangt , daß die Länder sich größte Einschränkungen aufer -
legen. Sie können nicht mehr 90 Prozent der Einkommen -
steuer erhalten . Manche Länder hätte» die Volksschullasten
auf den Staat übernommen . Diese Länder müßten einen
entsprechenden Ausgleich mit den Gemeinden suchen , Von
einer Ermäßigung oder gar Aufhebung der Gebäudesonder -
steuer könne gar keine Rede sein . Im Gegenteil , die Miet -
zinssteuer müsse scharf eingezogen werde » , und zwar zur
Abdeckung der allgemeinen Staatsausgaben . Staatssekretär
Popitz erklärte , ein Reichsrahmengesetz könne für die Ge-
bäudesondersteuer geschaffen werden, da nur wenige Länder
ein Gesetz fertiggebracht hätten , die meisten sich mit einer
Verordnung begnügten. Die Ausbeutung der Grund - und
Gewerbesteuer stände den Ländern noch zur Verfügung . Der
Reichsfinanzminister ist gegen eine vorläufige Regelung , son -
dern verlangt eine endgültige für den Finanzausgleich . Die
Rückgabe der Finanzverwaltung an die Länder sei absolut
untragbar . Die Gesetzgebung über die Einkonimensteuer
werde der Reichstag den Ländern sicherlich überlassen. Die
Wirtschaft wendet sich gleichfalls dagegen . Dagegen soll mit
dem Zusatzrecht die Verantwortung den Ländern und Ge-
meinden zurückgegeben werden.

Ein Rahmengesetz für die Gebäudesondersteuer sei zu er-
warten . Die Umgestaltung dieser Steuer in eine reine Ent -
schuldungssteuer wird geprüft . Der Reichsfiuanzminister
schlägt den Ländern vor, sie sollten einen besseren Finanz -
ausgleich gegenüber den Geineinden suchen oder sich selber
einschränken. So habe Thüringen einen Mehrbedarf von
113 Prozent gegenüber dem Jahre 1914. Eine Veranlagung
für 1924 dürste wohl kaum im Reichstag erreichbar sein.
Mit den bisherigen Steuerüberweisungen könnten die Län -
der im kommenden Jahr nicht rechnen . Das Reich verlangt ,
daß die Länder sparen.

Ein Zentrumsredner wünscht , daß die Reichstagsabgeord -
neten auch den Bedürfnissen der Länder Rechnung tragen ,
während ein Sprecher der Demokraten verlangt , die Rechte
der Länder kömiten nicht verweigert werden.

Innenminister Remmele, der den Verhandlungen gleich -
falls anwohnte , stellte noch ergänzend fest, daß das Reich von
der Grundlage ausgnge , der Staatshanshalt der Länder sei um
45 % gestiegenund der der Gemeinden um 50^ >gegenüber der
Friedenszeit . Diese Feststellung wurde gemacht an Hand der
AnSgaben Preußens . Die Ausgaben des preußischen Staa -
teS sind bedeutend geringer . Baden hat liebst Hessen den
geringsten Staatsaufwand . Für das Gesamtaufkommen kann
keine steuerliche Milderung eintreten , sondern lediglich eine
neue Steuerverteilung . Engand hat die Wohnungszwaiigs -
Wirtschaft aufgehoben gehabt, jetzt wieder eingeführt und
macht nun einen gewaltigen Aufwand für den Wohnungsbau .
Mit einer Überweisung von 66 Prozent der Einkommen -
steuer könnten die Ländern unmöglich auskommen. Die Lage
sei augenblicklich trostlos. Die Situation bezüglich der
Steuerüberweisungen , wie wir sie in den letzten Jahren ge¬
habt haben , sei vorbei. Ein sozialdemokratischer Redner
stellt sich hinter die badische Regierung , >oenn sie 90 Pro -
zent der Einkommensteuer fordert . Ähnlich andere Redner .

Fiuanminister Köhler gibt noch seiner Meinung Ausdruck,
daß ein Reichsrahmengesetz für die Gebäudesondersteuer kom-
men müsse mit der Bestimmung, wer steuerpflichtig sein soll .
Auch die absolute Höhe soll festgelegt werden und der Zweck,dem sie zugeführt werde. Ahnlich sei ein Reichsrahmenge -
setz für die Einkommensteuer nötig, auch wenn den Ländern
und Gemeinden ein gewisses Zuschlagsrecht gegeben werde.
Die Vorauszahlungen auf die Einkommensteuer müssen ab¬
gesenkt werden.

Innenminister Remmele stellt noch fest, daß nach Auffas¬
sung des Reiches die Mietzinsbildung auf 10—20 Prozent
über deii Friedenssatz hinausgeheil müssen , wenn die Bautä -
tigkeit belebt werden soll.

Eingänge
Die von der Zentrumsfraktion des Landtages in der Auge-

legenheit der MassentealaFung beim Eisenbahnausbesserungs -
werk Dffenburg eingebrachte Förmliche Anfrage hat folgenden
Wortlaut : Ist der Regierung

'
gekannt, daß

1 . bei der Wagenwerkstätte des EisenbahnauöbesserungSwer-
kes Offenburg am 31 . Dezember 1924 140 Arbeiter , die zumTeil seit vielen Jahren dort beschäftigt wurden , ohne zurei -
chendes Wartegeld plö^ lich entlassen wurden,2. bei den übrigen Eisenbahnwerkstätten in Baden derartige
Massenentlassungen ebenfalls vorgenommen wurden und

3 . die Gefahr weiterer Entlassungen ohne Schaffung anderer
Beschäftigungsmöglichkeit besteht ?

Was gedenkt 5ie Regierung zu tun, um die unter Ziffer 1
und 2 erwähnten Maßnahmen rückgängig zu machen und zuerreichen, daß weitere Entlassungen vermieden werden? Ist
sie insbesondere bereit, bei der Reichseisenbahngesellschaftmit
Nachdruck darauf hinzuwirken, daß die in Baden anfallendenReparaturen und Neubauten von Eisenbahnwagen und dgl.anch in badischen Eisenbahnwerkstätten vorgenommen werden ?

Nach einem Antra , Seubert u . Gen . (Ztr . ) soll die Regie¬rung ermächtigt werden, innerhalb der vorgesehenen Stellen -
zahl auch Direktoren von 6 und 7klassigen Mittelschulen nachGruppe XII der Besoldungsordnung zu überführen .

Nach einem Antrag der Abgg . des Landbundes soll der
Landtag beschließen , der Bad. Landwirtschastskaminer zurVersorgung ihrer Saatbaustelle » und Güter mit Original -
und Elitesaatgut bri der Bad. Landwirtschaftsbank einen
Kredit von .'*00 000 Mark zu den gleichen Bedingungen wiein dem Gesetze vom 4 . Februar 1925 über Bürgschafte» desLandes Baden für Darlehen an laiidwirtschaftl. Organisationnen bewilligen zu wollen .

Beleidigungsklagedes Generals v. Deimling
Unterm 15 . Aug. v . I . war in der rechtsgerichtet « , „Bade,ner Morgenzeitung " in> Baden-Baden als „Stimme ans demPublikum " ein Artikel erschiene » , der sich mit dem Heideiber,

ger Professor Dr . Gumbel beschäftigte und auch Bezug auf die
Person des Generals v. Deimling „ahm. Darin wurde u . a.die Wendung gebraucht : ..Wäre es nicht besser, wenn beide den
deutschen Staub von den Füßen schüttelten und nach Frank -
reich zögen , wo sie sicher mit offenen Armen aufgenommenund eine feine Versorgungsstelle erhalten würden. " Die
Staatsanwaltschaft erhob gegen den Verfasser des Artikels, den
früheren Stadtrat Senf , sowie gegen den Herausgeber der
..Badener Morgenzeitung "

, den Verlagsleiter Karl Xaver Zieg.
ler , Offizialklage wegen Beleidigung des Generals v. Deim-
ling, der sich dieser als Nebenkläger anschloß . In der Schöf.
fengerichtsverhandlung vom 31 . Okt. 1924 wurden die beiden
Beklagten zu je 10« Mark Geldstrafe verurteilt . Während e»nun Senf dabei bewenden ließ, legte Ziegier Berufung einmit der Begründung , daß ihm der § 193 (Wahrung berechtig ,
ter Interessen ) zu Unrecht vorenthalten worden sei. Die Sachskam daher am Freitag vor die Karlsruher Strafkammer .

Zlegler bekannte , daß er den Artikel seinerzeit vor seines
Veröffentlichung gelesen und nichts Beleidigendes darin Hab «
finden können. Er hätte sich verpflichtet gefühlt, in seinen,Blatt gegen die pazifistisch « Propaganda Stellung zu nehmen,um auf diese Weise die Interessen seines Leserkreises zu wah-,
ren . Der Verteidiger Rechtsanwalt Dr . Bauer (Baden-
Baden ) , kritisierte , daß sich die Anklagebehörde schützend llox
Deimling stellte. Auch der zweite Vertreter des Beklagten,Rechtsanwalt Wingold aus Baden-Baden äußerte die Ansicht»daß der Artikel keine Beleidigung enthalte , und forderte im
übrigen die Zubilligung des § 193.

Für den Nebenkläger sprach zunächst Rechtsanwalt Dr . Lud»
wig Haas . Um nicht als Hasser zu erscheinen , habe die kläge .
rifche Seite davon abgesehen , Berufung einzulegen/ obwohl die
erkannte Strafe zu gering sei. Um so mehr wundere man sichüber den Einspruch der Gegenseite. Die badische Praxis de«
öffentlichen Klageerhebung sei zu begrüße» , zumal

"
einemManne , der früher in führender Stellung war , Vorwürfe ge-

niacht würden , die an Landesverrat grenzten. Es sei richtig,daß General Deimling vor dem Kriege scharfe militaristischeReden gehalten hat . Wie sollte er auch als Soldat anders zuSoldaten sprechen zu einer Zeit , da Deutschland in vollem Be-
sitz der militärischen Macht war . Inzwischen habe er den
Krieg , den Zusammenbruch und den Versailler Frieden erlebt
und er hatte das Recht , sich die Frage vorzulegen, ob zur Ret»
tung des Vaterlandes bei de » völlig veränderte» Machtver¬
hältnissen nicht ganz andere Methoden notwendig sind als die
der Gewaltpolitik . Und General v . Deimling kam zu dem Re-
iultat , daß nur auf dem Wege der Völkerverständigung da»
Inrecht von Versailles abgebaut werden könne. Daraus dürf«

ihm kein Vorwurf gemacht werden, noch viel weniger der. als
hätte er um persönlicher Vorteile willen seine Gesinnung ge-
ändert . Die Tatsache, daß sich v . Deimling heute für die Re-
publik einsetze , gebe niemanden ein Recht , ihn in der schmäh-
lichsten Weise zu beschimpfen . Auch dem politischen Kampfe
müßten Grenzen gezogen werden .

Nach Unterstreichung dieser Ausführungen durch den zweiten
klägerischen Vertreter , Rechtsanwalt Hermann (Baden-Baden)und Entgegnung des Rechtsanwalts Dr . Bauer , sowie einem
kurzen Schlußwort des Beklagten zog sich das Gericht , ohne
irgendwelche Zeugen zu vernehmen, zur Beratung zurück. Die
Strafkammer kam zur Verwerfung der Berufung unter Bela »
stung des Herrn Ziegler mit den Kosten des Verfahrens . Inder Urteilsbegründung wurde festgestellt , daß der Artikel füü
jeden vaterlandsliebenden Deutschen eine schwere Beleidigung
enthält . Die Anwendung des § 193 könne nicht in Frage kom«
men , da weder persönliche, noch dem Beklagten naheliegend«
Interessen berührt würde» . Auch das Strafmaß der ersten
Instanz sei nicht zu beanstanden.

Zum Fall Bauer
schreibt die Frerburger sozialdemokratische „ Bolkswacht " in»
Anschluß an einen Artikel des „ Sozialdemokratischen Presse»
dienstes " :

„Wir gehen noch weiter als der Soz. Pressedienst und ex«
klären , daß Bauer unwürdig geworden ist, den Ehrennameneines Soziallisten zu tragen . Erklärt er nicht selbst seinenAustritt aus der Partei , so hat ihn die Partei raschesten ^
hinauszuwerfen . Er hat die Partei belogen , er hat vor dem
parlamentarischen Untersuchungsausschuß unwahre Aussagen
gemacht, statt frei heraus zu erklären, daß er Dreck am Stek-
ken hat und von Barmat sich hat bezahlen lassen . Mögen die
Gelder , die er erhalten hat, die Bezahlung für geschäftlicheGegenleistungen sein, das entschuldigt bei einem Sozialisten
gar nichts. Wie koiiiint Bauer dazu, sich mit solchen Geschäf -
ten abzugeben ? Ebenso wenig entschuldigt ihn die Tatsache,
daß eS im kapitalistischen Lager nur so wimmelt von Erz»
gaunern , ja daß eS wohl schwer fallen dürfte, in der moralisch
verwahrlosten kapitalistische» Gesellschaft und unter der na -
tionalistischen Verleumderbrut viele Geschäftsleute nam »
Haft zu machen, die während der Jnflationsperiode nicht noch
riesigere Gaunereien begangen haben als in normaler Zeit .
Als Angehöriger der Soz . Partei und als Inhaber höchster
Ehrenämter , die von de» Gewerkschaften und der Partei zu
vergeben sind, als ehemaliger hoher Beamter der Republik war
es Bauer ? doppelte Pflicht , de» sozialistischen Schild rein zu
halten . Weil er es nicht getan , genügt nicht die Mandatsnie -
Verlegung, er hat aus der Sozialdemokratie zu verschwinden .''

Blurze « acbricvten aus Laden
* Heidelberg , 13. Febr . Zu der Verhaftung des Berwal »

tungSdirektors Härter vom hiesigen Arbeitsamt meldet da»
«Tagblatt "

, daß die Unterschlagungen, die sich Härter zu schul,
den kommen ließ , bis in den letzten Sommer zurückgehen .
Insgesamt ist bei einer amtlichen Untersuchung ein Fehlbetrag
v»n 16 000 festgestellt worden . Die Fälschungen nahm Härter
in der Art vor , daß er mit eigener Hand Listen von Erwerbs¬
losen schrieb , deren Namen er fingiert hatte. Härter könnt«
am Donnerstag in seiner Wohnung verhaftet und ins Amt?»
gefängnis eingeliefert werden.

Ctf « n h«rr->rrt>g«i>»l l v 11 bewährt bei :
Hexenschuh.
Nerven- und
Kopfschmerzen

Togal stillt di? Schmerzen und scheidet die Harnsäure aus .
Fragen SieIhren Arzt . In allen Apotheken erhältlich .Lest. ia,6% Lit. , 0,46% Chinin, 74,3 % Acid. acet, sali«:. , ad 100 Amylum.

Pianohaus bang Kaiserstraße 167 1
Salamandarachuhhaus

Telefon 1073
tll

Günstige Bedingungen ermöglichendenKaufeineserstklass.
Pianos oder Harmoniums

Frankoliefenmg



DZ. Busenbach , 13 . Febr . Zu 1>er blutige, , Wahns, „« » tat ,
welche sich hier abspielte , wird >uxh beriefet, , datz »er Täter
am Freitag seine Arde -. '.?stätte utU dem Bemerken verließ,
datz heute noch t>rei geistliche Personen dran glaiiben müßten.
Taz « darauf machte er beim Pfarrer viermL Gesuch, bekam
aber « e Gelegenheit, sein Borhaden auSzusühren Der Kör-
per der Schwester 4K«nftei >a wies nicht weniger als <7 Stiche
auf . Der Mörder sollte mit seinein Opfer konfrontiert wer-
den. DieS war aber nicht möglich, da er im Krankenhaus sich
tollwütig benahm uied gefesselt werden mußte .

ATA . Stuttgart , 14. Febr. Auf einem parlamentarischenAbend im Weißen Saal des Reuen Schlaffes, zu dem die würt-t«mbergische Regierung und der Präsident des Landtages ein.
geladen hatten , begrüßte- Staatspräsident Bazille den Ehren ,
gast Dr . Ebener ui»d überreichte ihn, als tkhreagirde de« würt .
tembergischen Staates 28 (XX) M . Todann sprach unter gro¬ßem Keifall Dr . Eckener über die Amerikafahrt des Z . R . III ,wobei er hervorh l̂b . daß die Zeppelimoerst ihrer Zache sosicher gewesen sei, daß sie der amerikanischen Regierung ein«
dreindalige Jährt de» Zeppelin Z. R . III , nämlich hinüber,zurück und zuletzt eine Ablieferu »»gSfahrt angeboten habe. Die
amerikanische Regierung habe dies jedoch abgelehnt . Heutesei das Luftschiff dem Flugzeug weit überlege » und ein Ber-
kehrsinstrum -ent der Lust, das die größte Sicherheit biete.

Aus der Tsndesdauptstadt
«. S - » fou >rk »njert de« Lanheetheater « . Alle « »stksreunde

seien nochmals aus das am Montag , den IS. Februar stattfin¬dende k. Sinsoaiekonjert de« bad^ LaudeStheaterorchestrr« hin-
oe<rnesen, in dem zum ersten Mal Generalmusikdirektor Nu-
»olf Echulz-Dornburg -Bochum, ein noch junger , aber allgemeinanerkannter Meister der Dirigierkunst , als Gast am Pult er-
scheint . ? tu Brennpunkte de« Interesses wird ein inodernesWerk stehen , tiäinltch die sinfonische Dichtung „ Le poeme de
l 'extase" deS Ruffeu M . Scriab ^ie, llon dessen bedeutenden
sinfonischen Poemen damit überhat,pt erstmals hier ein Werk
aufgeführt wird. Ebenfalls als Erstausführungen werden zu-
vor ®J« | Neger » ..Sinfonischer Prolog" und die . Gesichte"
sehr feine fantastische Miniaturen für Orchester des in Frank -
fuct lebenden und wirkenden Musikers Bernhard Teiles zu Ge-
hör gebracht. Erwähnt sei noch, daß die beiden Werte von
Reger und Scriabine einen außergewöhnlichen starken Orche -
sterapparat erfordern und schon deshalb nur bei ganz seltenen
Gelegenheiten zur Wiedergabe gelangen können.

Landestheater . An , Sonntag , den 15. d». findet eine Wie -
derholun-g von Richard Wagners „Menzi " in der Reueinstndie-

rung statt . An Stelle des erkrankten Frl . ganz hat die Partiet>er Irene Fräulein Gertrud Runge aus Mannheim au -hilfs -
weise übernommen . Am Dienstag . den 17. gelangt Peter
Tornelius „Barbier »»« Bagdad" zur Darstellung , anschließendHermann Roetzels Panwmime „Pierroi » Sommernacht ", Am
Donnerstag , den IS. kommt Richard WagnerS „Lohengrin"
zur Aufführung unter musikalischer Leitung des Herrn Staats -
kapellmeisters Lorentz . Die Spielleitung hat Obecregisseur
Bussard iiine. Am Sonntag , den 22 . wird neueinstudiert Sup -
pes dreicrknge Operette „Borcacci»" zur Aufführung kommen,welche seit etwa 8 Jahren nicht mehr im Spielplan erschienen
ist . Die musikalische Leitung hat Kapellmeister Schweppe. Die
Spielleitung hat Oberregisseur Bussard irrne.

„Die Böhmen", die ältesten berühmten Quartettveremigun-
gen kommt nach dreijähriger Abwesenheit DonnerZtag , den IS.
Februar wieder nach Karlsruhe . Seit 30 Jahren konzertierendie Herren Hoffzahn , Suk und Herold zusammen . Der 2 . 1«
list gehört seit etwa 12 Jahren der Vereinigung an , er trat
an die Stelle des damals verstorbenen Professors Wihau. Das
Böhmische Streichquartett ist nicht nur unerreicht in der Wie-
dergabe der Werke von Dvorak und Smetana . sondern wird
auch im klassischen Reparatur von keinem anderen Streich -
quarteti übertrofsen . Der Vorverkauf von Einzeltarten für
diesen 6 . Kammermusikabend der Konzertdirektion Kurt Neu-
feldt hat begonnen.

Vörsen und tvörkte
Wochenschau nach dem Stande vom 12. Februar 1925 .

Börse : Die Börse war zu Wochenende ziemlich schwach. ZuAnfang schien es, als könnte sich die Börse bei voranschreiten-der Gelderleichterung wieder erhole» , doch liegt die Tendenzuneinheitlich und immer stärkere Geschäftsunlust ergriff alle
beteiligten Kreise. Die Esse ' ktcnbörse stand unter besonders
starkem Druck . Die slandal -Äfsairen warfen dunkle Schattenauf unser Wirtschaftsleben und beunruhigten besonders dasAusland , da» zu Realisationen schritt. DaS Publikum hielt sichvon der Börse in weitem Maße zurück und auch die Spekula -
non zögerte. Das Bedürfnis nach Glattstellungen war allge-mein . Auch treten bereits die Schwierigkeiten der Ultimoab-
Wicklung' der Terminperpfl ichtuugen aus Ende Februar in den
Bordergrund . Am schwächsten lagen Montanwerke aber auchBankaktien und chemische Werte sind nach unten neigend. Der
Anleihe,»arkt war ebenfalls abgeschwächt . Kriegsanleihe no-tierten 7,30 Mark für 1000 Mark Rennwert .

«Geldmarkt : Der Geldmarkt ist flüssiger geworden. Die Er -
leichterung schritt diesmal ziemlich rasch voran . Tagegeld

GALERIE MOOS
KaiserstraSe 187

104 . Ausstellung
E . PFEFFER

G . Jäger , W . Müller
u. a.

Februar 1925

Eintracht
Donnerstag, 19. Februar, 71/, Uhr

16 . Kammermusik - Abend j
Böhmische Streichquartett
■

Dvorak : Streichquartett Es-dur, op . 51
Beethoven : Streichquartett, e-moll , op . 59, Nr. 2 i
Smetana : Aus meinem Leben @ .45 j

Karten zu M . 5.—, 4 .—, Z.— und 2 .
Kurt Neufeldi

Badische Lichtspiele
für Schule und Volksbildung
Konzerthaus

Nach dem Aschenputtel -Märchen mit Motiven
von E . T . A. Hofftnann und Brentano

von Dr . Ludwig Berger E 59
Die Musik wird von der Polizeikapelfe gestellt

Samstag , 14 . Februar , nachm . 4 und abends 8 Uhr
Sonntag , 15 . Februar , nachm . 4 Uhr

Dienstag , 17 . u. Mittwoch , 18 . Februar , jeweils
abends 8 Uhr , Mittwoch auch nachm . 4 Uhr

Vorverkauf : Musikhaus Müller , Kaiserstraße
Preise : Mark 1 .70, 1 .50, 1 .—. 0 .60 - Studierende

und SchiÜer gegen Ausweis halbe Preise

Q3anftfmö
Aber 100 Jahre bewährte Art .

IM !! II

Südd . Auskunftei
Karlsruhe YorkstraB « 28
Geschäfts- u . Privatauskünfte

Nachweisvon Bezugs- und Absatzquellen
Beschaffung von Vertretern tx .»^

Tie Bekämpf « » « der Maul - und
Klauenseuche betr.

Nachdem bei einem Karren des Karl Holstein in
Karlsruhe -Müblburg , Sternstrahe 8, die Maul - und
Klauenseuche festgestellt wurde, werden folgende An -
ordnungen getroffen-

A. Sperrbezirk :
DaS verseuchte Gehöft bildet einen Sperrbezirk im

Sinne der §§ 161—165 der Ausführungsvorschriften
zum Viehseuchengesetz mit den sich hieraus ergebenden
Wirkungen.

B . Beobachtnugszebiet :
Der von der Lameystratze und Hardtstraße umgrenzte

Häuserkomplex des Stadtteils Mühlburg wird mit den
sich aus § 166 der Ausführungsvorschriften zum
Neicksviehseuchengesetz ergebenden Wirkungen als Be-
obachtungsgebiet bestimmt.

C . 15 Km »Umkreis;
In den Umkreis von 15 Km . vom Seuchenort ent-

fernt fallen der übrige Teil der Stadt Karlsruhe mit
sämtlichen Bororte», die Gemeinde» Durlach , Knie»
lingen , Linkenheim, Teutschneureut , Welschneurent,
Stasfort , Eggensteiii, Leopolds!)» fen , Blankenloch, Spöck,
Büchig , Hagsfeld , Grötzingen, Berghausen , Wolfarts -
Weier, Stupferich , Hohenwettersbach, Grünwettersbach ,
Palmbach, Forchheim, Weingarten , ferner die bis zu
15 Km . vom Seuchenort entfernten Gemeinden der
Amtsbezirke Bruchsal, Bretten , Ettlingen , Rastatt und

j Germersheim .
Für den 15 Km.-llm kreis gelten die Bestimmungen

des 3 168 der AusführungSvorschriften zum Vieh-
seuchengesetz- 8 -543

Karlsruhe , den 12. Februar 1925 . O3 17
Bezirksamt. — Polizeidirektio« B .

WeilsminiM
fll das HM - MWmrlWMlbe
baldmöglichst gesucht Nachweis längerer Tätigkeit im
Hotelgewerbe, möglichst als Kellner und Holelsekretär
oder in der Arbeitsvermittlung erforderlich. Anirellung
nach Gruppe VI der stacnl . Besoldungsordnung mit
Aufrückungömüglichkeitnich Gruppe VII . Bewerbungen
mit Zeugnisabschriften bis längstens 2. März 1925 an

Arbeitsamt Konstanz Bodeusce.

MaftH MW WGemWWeWg .
Der Obst- , Gemüse- und Südfrüchtegroßbändler

U « t »u Menger in Karlsruhe , Karlstratze 24, ist
wegen vollendeter Umfatzsteuerdinterziekuug am
8 . Dezember 15*24 vom Finanzamt und auf feinen
?intrag auf gerichtliche Entscheidung am 22 . Januar
1025 vom Badischen Amtsgericht C 4 Karlsruhe mit
einer Geldstrafe von 1000 81 Dt . — SitUufttl »
Reichsmark — bestraft worden. Z .527

Karlsruhe , a?» IL. Februar 1 !>25 .
Das Kinaujamt Karlsruhe Stadt .

Metallbctteu
Stahluiarr., Kinderbett., direkt
an Private, Katalog 78 R frei.
Eisenmöbelfadrii Suhl (Thür.)
Wichtig für KiSchtltug - i

Nertrctnug in sämtlichen
Entschädigungs fragenl Ver-
drängungs -, LiquidationS-
u. Darlehensangelegenheit .?
übernimmt Frieda Gretfch-
« am, , frühere Sekretärin
vom Kriegsschadenbüro
Stabe, Karlsruhe, Zähringer -
st ratze 92 , beim Marktplatz.

Z .WV Baden. Das Kon-
kursverfahren über daS
Vermögen des Kauf-
manns Walter Rüdiger

in Baden ist gemäß § ISS
KO. aufgehoben.

Baden , LS . ? an . 1S2S.
Ter Gerichtsjchreiber des

bad . Amtsgericht ».
Z.52S . Bühl. Ja dem

Konkursverfahren über
das Vermögen der Firm«

Andrea « Ha»per»bergrr

juu ., Manufakturwaren in
Bühlertal , Jnh . Andreas
HapperSberger jun . eben-
da ist Termin zur Ab -
nahine der Schlußrechnung

des Konkursverwalters
durch die Gläubige rver -
sammlung bestimmt auf :
Mintag , den ö . März lNAi»
»ormittagS tl 'A Uhr.

Wühl, 12. Febr . ISA .
Der Grrichtsschreiber de«

Amtsgerichts .

3 .531. Karlsruhe , j
Konkursverfahren über
das Vermögen der Süd »
deutschen TextUkunst G.
m. b . H. hier. Rüppurrer-
strafte 100, ist Termin zur
Prüfung der nachträglich
angemeldeten Forderun-
gen bestimmt auf : Dien«-
tag . den 17. Marz 1S2S,
vormittag « Uhr, Zim -
mer 141.
Karlsruhe, 10. Febr. 1926 .

Der Gerichtsschreiber
Bad. Amtsgericht » A 5.

stellte sich auf 9—12, zum Teil auch auf 8 , Monalsgeld aasbi» 13, Privatdiskont auf 8 Prozent . Die jüngst etfobi
ZinSermätzigungen zeigen das RihverhSltni» zwischen z'

z?und HabensStzen in noch schärferem Matze . Tagegeld k>!Msehr gesucht . Die Geldgeber sind aber nach tute vor sehr Jfrückhaltend. Die Rrichsbank hat ihren Goldvorrat aufMillionen Mark verinehrt . Der Zahlungsmittelumlauf istEnde Januar sowohl in Rentenbankscheinen wie in
banknotcn auf 2,4 Milliarden gestiegen . Die Reutenba »t h,.ginnt , ihre auf kurze Frist ausgeglichenen Gelder in >je;c

'
Monat zurückzuziehen und sie ihrem ursprünglichender Stillung des ländlichen Kreditbedarfs , besonders »J,Frühjah -rSbestellu»g, zuzuführen . Der Devisenmarkt hat kau»,nennenswerte Unisätze und das Wechselgeschaft stark uachoill̂
sen . Die Reichsmark ist im Buslarid stabil.

Produktenmarkt : Der Hochbetvegung an den Produkleinnärt-ten ist eine Baisse gefolgt. Die Preissenkungen in Amtrjk ,lösten auch bei nn» Preisrückgänge aus . Dazu hatte j)jtReichsgetreidestelle umfangreiche Brotgetreidebestände heraus,
gegeben , was gleichfalls auf de» Markt drückte , Scho » dadurchwar es gelungen, der Gefahr einer Brotverteuerung vorzudcu-
gen . Die Weiterentwicklung hängt jedoch von der ausläuzi.
schen Tendenz ab . In Süddeutschland notierte Heu mit z
(plu » 1 ) , Stroh 5,5 (utiti. ) Mark pro dz . An der Berliner Prz.
dnktenbörse notierten Weizen 248 ( minu « 4), Roggen 210 im,,nus 4), Sommergerste 270 (—5 ) , Winter - und Futtergcrjk240 (und. ) und Hafer 194 (— 1 ) Mark je pro Tonne und Rehl36 (minus VA ) Mark pro Doppel-Zentirer .

Warenmarkt : Die Lage an den Warenmärkten weist nn«kleine Besserung auf . Am Eise«iinarkt find die Preise befe¬
stigt , auf dem Metallmarkt aber aufwärtssteigend . Die
kerpreife find gefallen. Auch die Fettwarenmärkte verliefenzunachgebenden Preisen .

!? iehmarkt. Der Austrieb zu den Viehmärkten unir in dieser
Woche größer , der Marktverlauf mittelmäßig . Die Preise wie-
sen keine nennenswerte Veränderungen auf .

v »l»markt : Auf den Rohholzmärtten blieb die seste Tenbeuj
anhaltend . In Württemberg «betrugen die Erlöse für Uwijel .
stainmholz 128—157 Prozent der Grundtaxe . Dir Aussichie «
für die kommende Bansarson >oerden als gut bezeichnet .
milde Wetter trug zur Belebung deS Bauholzmarktes ziemlichbei , während die Bremiholzmärkte vernachlässigt bliesen.

Der Londoner Feiiigoldprei«. Nach einer Bekanutmachuugder DevifenbeschaffungSstelle vom 10. Februar d . I . beträgtder Londoner Goldpreis für eine Unze Feingold 87 sh 2 d,
bzw . für ein Gramm Feingold 33,(i297 pence .

Mdisches j
T .ÄNdestheater 1

Sonntag , 15 . Februar -

| M
Sonntag , 15. Februar .

6—10 Uhr .
Ricttzi .

M . 7 . B 17.

K o n , e r t h a n s.
v y L/1 Uhr .

Das Glas Wajfer .
Z .SS0. Karlsruhe . Im

Konkursverfahren über
das ^Vermögen des Paul
Taiid , Kolonialwaren - und
Delikatessen in Karlsruhe ,
Sofien straße 99 , ist Ter -
min zur Vornahme eines
irachtvägkchen Prüfung ?-
termins bestimmt auf :
Dienstag , den 17 . März
1925 , vormittaqs 9 Uhr ,
Zimmer 141.
Karlsruhe . 7 . Febr . 1925.

Gerichtsschreiberei
Bad. Amtsgerichts A 5.

MverpaHtiW .
Bad . Forstamt Durlach ver-

pachtet ain Freirag, de» 27 .
Februar 1925 , vormittags
10 Uhr, auf feinem Geschäfts
jiwmer in Dm lach, Turm -
berjjstr. 5, das Recht derJagd -
ausübung im Staatswal »
Hohberg auf Gemarkung
Jühlingen mit 185 ba von
1 - Februar 1925 an auf
6 Jahre . Pachtbedingnn -
gen liegen auf dein Forst-
aint zur Einsicht auf , auch
erteilt Forstwart Volk iu
Wöschbach nähere Auskunf .

KtgWiicholPeWgenlng.
Di« tttemeinde Mieters -

Hein , versteigert an, Don-
aerStag , den IS. Februar
ds. IS ., nachmittags, an«
schließend au di« Berstei -
gerung der Gemeinde Kip-
penheim , auS dem Hieb-
schlag Limbruch folgende
Hölzer : E.58 .2 .1

1 Eiche IV . Kl. mit 1,18
Festmeter .

03 Eschen III . , IV. , V.
Kl. von 0,17 bis 1 .32 Fest¬
meter .

14 Erlen IV .. V. Kl.
von 0,19 bis 0,91 Fest-
meter .

Forstwart Lucka» in
Langenwinkel fertigt auf
Verlangen ListenauSzüge.Der Gemei»derat.

Mmholzversteigerung
des Forstamt « Odenhei »
am Montag, den 23. Fe.
bruar , früh ^ 10 Uhr, im
Rathaus in Gochsheim
aus StaatSwald »Herren ,
wall»" (ForsSoart Bender
in Gochsheim ) :

Stammholz : 59 Eichen
I.—VI ., 5 Rotbu. I . und

III ., 2 Forlen V . und VI .,

3 Fo . -Abschnitte IT . u . III .
.'iiiliichichtdolz : 119 Stet

eichene u. 34 Ster buchene
Rutzscheiter II . u. III .

Breniischichtholz : 494
Ster buchene , eichene und
gemischte Scheiter, Rollen
und Prügel .

Wellen : 5700 buchene ,
eichene nnd gemischte Wel.
len . Z .528

MWweMijs.
Da ? F» rst .imt Stein -

bach (Kreis Baden ) ver-
kaust freihändig ca . 450
Festmeter Tannenstämme
nnd Abschnitte in 4 Lo-
sei, sowie ca . 15 Festmeter
Notbnchenabschnitte in 3
Losen auS Staatswald -
distrikt Nburgwald.

Angebote in Prozenten
der Grundpreise bittet
man bis spätestens Mon-
tag, den 23. Februar 1925
an daS Forstamt einzu¬
senden. Losverzeichnisse
durch das Forstamt . Das
Holz wird vom Forsttvart
Sermersheim in ŝtein -
bach (Umweg) auf Ver-
langen vorgezeigt. Z .518

Das Badische Forstamt
Karlsmhe -Hardt versteigert
aus Staatslvald Hardtwald

1 . am Dienstag , de« 17.
Februar 1925 , morgens S
Uhr , im Schütz« ,haus bei
Karlsruhe aus verschiedenen
Abteilungen : 19 Hain¬
buchen mit 5,51 Fm. IV.,2,24 Fm . V. Kl . ; 19 Rot¬
buchen mit 1,29 Fm- L,
4,36 Fm . n ., 4,44 Fm . III .,5,62 Fm - IV ., 0,40 Fm -
V . Kl . ; 3 Pappeln mit 1,79
Fm. III ., 0,72 Fm . IV . Kl- ;
1 Rusche mit 0,36 Fm - IV.,Kl- ; 1 Roßkastanie mit 0,40
Fm . HI . Kl. ; 246 Fichtenmit 1,82 Fm- I., 6,22 Fm-
H., 8,17 Fm . m „ 9,39 Fm.
IV., 16F7 Fm - V ., 19,88
Fm. VI. Kl. ; 2 Lärchen mit
0,37 Fm. III . u. VI . ZU. ;9,65 Ster Hainbuchenrollen
(1,20 m), 4 Akazien mit 0,71
gm . IV., 0,90 Fm- V . Kl. ;1 Birke mit 0,60 Fm- IV.
Kl. : aus Abt- II 26, 28.29, VII 2, 7. 8, 11, 12,14,16,18 : 202 Forlen mit 1 .4b
Am - I ., 40,59 gut . II., 71,50
Fm. III . Kl- : aus Abt . II
Mb , 26 , 28, 33 », 34 », VH8, 11 : 53 Baustangen. 88
H«»gstangen , 03 Hopfen¬
stangen . 50 Rebstecken ;

Vorzeiger der Stangen:
Förster Borel in Wcijch«
neurent . Forstwart K - Sntz,
Jägerhaus - Z . 51H. 2 . 1

2 . am Mittwoch , tci , iH,
Februar 1925, « orgens SUhr
im SchützeuhanS bei Karls,
ruhe aus Abl- 1117, 10 II,
12,15, 16, 17 (Förster Funk
in Eggensteinn 544 Forle»
mit 57 .26 Fu, . l ., 241 .11
Fm . II ., 136,46 gm . Iii Mt

3 . am Donnerstag, Den
19. Februar 1925 , mmqt
11 ' /. Uhr, in de: Rose in
Eggenstein aus Abt . ivj
12b ( Förster L. Hefe, Pa^
Haus) IV, l ^ (Oberf«cft»
wart Hofsinann , Blanke»-
loch » 1 Rotzkastanie IV mit
0,27 gm . ; 99 Forlen mit
13,64 Fm . I -; 59 51 gm.
II. ; 14,62 gm . IN. >ki-!
l> Fichten mit 1,77 Fm . >l-,
0,9l Fm . III . Kl., 0,23 Im.
V ., 0,26 Fm . VI . Kl ; dUä
Abt. III 2, 3, 4 a , 5, »
(Förster Fr . Hetz. Eggen-
steint 55 Baustangen , "
Hagstangen , 110 Hopfen¬
stangen, 25 Rebst - ck«» :
Brennholzstere : 10 eich,
31 buch ., 8 aka.,. , 314 fett
lBSckerholz.) Auszüge str
das Stammholz und weitet»
Auskunft dnrch »as
amt.

Erd - und Betonarbeite»
für Kohlenlager und Um-
fassunMvand im neue »

Lokomotivbahnhof Heide !«
berg werden nach de»
vorläufigen Verdingung^
Vorschriften der kei «̂

bahndirektion
öffentlich vergeben :
cbm Abtrag und 650 cb®
Beton . Pläne und
tragsbedingungen lieg» M
bei uns zur Einsicht. ^
gen Einsendung von
R .-M . kann das B«d"'^
nishest mit Plan — ra
weit Vorrat reicht

'
zogen werden. Angebo .k
e sy « !
Uhr, einzureichen . A . ,
schlagSfrist 14. « pr.llM

fellschaft . B»rst«ad ^
Bauabteil«»» ?

(neues GütermiitSse -
^

bäude ).
Druck G. Braun, Karlsruhe.
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